
 
Verbandsgemeindeverwaltung  
Rhein-Selz Oppenheim, den 16.10.2024 
Fachbereich: Bauen und Umwelt 
Aktenzeichen: 024/610-13 

Vorlage: 024/2024/0106 
 
B e s c h l u s s v o r l a g e  
 

 Sitzungstag TOP Status Abst. 
ja 

Abst. 
nein 

Abst. 
Enth. 

Gemeinderat Guntersblum 28.10.2024 2 Öff.    

 
    

 
Ortsgemeinde Guntersblum; Bauleitplanverfahren "Kehlgewann-Feuerwehr/Rettungs-
dienst/Katastrophenschutz";  
Hier: Billigung des Bebauungsplanentwurfs und Auslegungsbeschluss 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Gemeinderat hat die Planunterlagen zur Kenntnis genommen, sie beraten und beschließt die Billi-
gung des Bebauungsplanentwurfes „Kehlgewann-Feuerwehr/Rettungsdienst/Katastrophenschutz“ 
und seiner Anlagen in der vorliegenden Fassung.  
Die Verbandsgemeindeverwaltung wird zur Durchführung der Offenlage gemäß § 3 Abs. 2 BauGB und 
der Öffentlichkeits-, Behörden- und Trägerbeteiligung gemäß § 4 Abs. 2 BauGB beauftragt. 
 
 

 
Bei finanziellen Auswirkungen: Buchungsstelle:       

 
 Die Mittel stehen haushaltsrechtlich in Höhe von       € zur Verfügung. 

 

 Die Genehmigung bei Abweichung vom Einzelzweck erforderlich. 
 

 Bei gegenseitiger oder einseitiger Deckungsfähigkeit; Deckung erfolgt aus  
 Buchungsstelle:       

 

 Die Zustimmung zur Leistung von über-/außerplanmäßigen Ausgaben gemäß § 100 
GemO in Höhe von :       € wird erteilt. 

 

 Schriftlicher Antrag ist beigefügt. 
 
 
 
Im Auftrag 

  
 
Im Auftrag 

  
 
 

  

       
       

(Paul)  (Livingston)  (Wagner)  (Groth) 
Sachbearbeiterin  Fachbereichsleiter  1. Beigeordnete  Bürgermeister 
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Sachdarstellung der Verwaltung: 
 
Den Mitgliedern der Gremien liegen die Bebauungsplanunterlagen zur Beratung und Beschlussfassung 
vor.  
Im Zuge der Planung des Feuerwehrgerätehauses hatten sich Änderungen in Bezug auf die Gebäude-
ausrichtung ergeben. Das Gebäude musste nach hinten verschoben werden. Dadurch hat sich der Gel-
tungsbereich geändert. 
 
Die im Anschluss folgende förmliche Beteiligung der Öffentlichkeit (Offenlage) nach § 3 Abs. 2 BauGB 
hat den ausgearbeiteten und beschlussreifen Bebauungsplanentwurf zum Gegenstand, der für die 
Dauer von einem Monat öffentlich ausliegt und zudem von jedermann Stellungnahmen vorgetragen 
werden können. 
Parallel zur Offenlage werden die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange, deren Aufga-
benbereich durch die städtebauliche Planung berührt wird, gemäß § 4 Abs. 2 BauGB beteiligt. Die Be-
hörden und Träger öffentlicher Belange sind ihrerseits verpflichtet, gegenüber der Ortsgemeinde ihre 
Stellungnahme innerhalb von einem Monat abzugeben.  
 
Die Gemeinde hat die Stellungnahmen der Behörden ebenso wie die Anregungen aus der Beteiligung 
der Öffentlichkeit in der planerischen Abwägung gemäß § 1 Abs. 7 BauGB zu berücksichtigen.  
 
Anlage: 
Bebauungsplanentwurf 
 
 
  
 
 


